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KURZBESCHREIBUNG 

Die Studie analysiert die wirtschaftspolitische Nachhaltigkeit Deutschlands seit 2020 
anhand des Neuen Magischen Vierecks (NMV), das vier Zielbereiche umfasst: materi-
eller Wohlstand, nachhaltige Staatsfinanzen, soziale und ökologische Nachhaltigkeit. 
Die Corona- und Energiepreiskrisen führten zu Stagnation statt Transformation. Nur 
vereinzelt wurden Ziele erreicht: Während die Beschäftigungsquote stabil blieb und der 
Leistungsbilanzsaldo seit 2022 unter dem Grenzwert liegt, stagnierten BIP und Konsum 
pro Kopf. Die Inflation überschritt teils deutlich das Ziel. Die Staatsfinanzen litten unter 
hohen Defiziten und zu geringen Nettoinvestitionen. Im sozialen Bereich wurden alle 
Ziele verfehlt, trotz leicht rückläufiger Armutsquote und gesunkenem Gender Pay Gap. 
Ökologisch wurden die Treibhausgasziele formal erreicht, allerdings primär durch tem-
poräre Kriseneffekte. Andere Umweltziele wie der Ausbau der Erneuerbaren oder der 
Erhalt der Biodiversität blieben unerreicht. Insgesamt zeigt sich eine unzureichende 
Transformation, die strukturelle Reformen und gezielte Investitionen in Infrastruktur, Bil-
dung und Klimaschutz erfordert. 
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NACHHALTIGKEIT DER WIRTSCHAFTSPOLITIK – STAGNATION 
STATT TRANSFORMATION 

Lehren aus dem Neuen Magischen Viereck 

Fabian Lindner und Anita Tiefensee 

1 Nachhaltigkeit in Zeiten der Polykrise 

Starke Krisen haben Deutschland in den letzten Jahren erschüttert: Seit 2020 musste die Große Koali-
tion von SPD und CDU sowie die Ampelkoalition zwischen SPD, Grünen und FDP mit in der bundesre-
publikanischen Nachkriegsgeschichte einmaligen Herausforderungen wie einer Pandemie, der sich ver-
stärkenden Klimakrise, dem Ukraine-Krieg, Inflation und steigendem Populismus umgehen. Welche Fol-
gen hatten die Krisen und die Politik auf Wirtschaft, Staatstätigkeit, Soziales und Umwelt? In der vor-
liegenden Analyse der Ziele des Neuen Magischen Vierecks (NMV) der Wirtschaftspolitik sollen diese 
Fragen beantwortet werden.  

Damit wird die Berichterstattung zu den Auswirkungen der Corona- und Energiepreiskrise auf die zent-
ralen Kenngrößen des NMV aktualisiert (Lindner & Tiefensee, 2024). Das NMV bildet die Entwicklung 
zentraler Indikatoren des Wohlstands und der Nachhaltigkeit in Deutschland ab (Dullien & van Treeck, 
2012; Klär et al., 2013; Lindner & Dullien, 2021; Lindner & Tiefensee, 2023). Die vier hier untersuchten 
Ziele des Neuen Magischen Vierecks nachhaltiger Wirtschaftspolitik umfassen (Details siehe Infobox):  

- Materieller Wohlstand und ökonomische Stabilität  
- Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen 
- Soziale Nachhaltigkeit  
- Ökologische Nachhaltigkeit  

Der vorliegende Bericht zeigt, dass durch die Krisen seit 2020 nur wenige Ziele des NMV eingehalten 
werden konnten. Im Bereich „materieller Wohlstand und ökonomische Stabilität“ haben sich die Be-
schäftigung und seit 2022 auch der Leistungsbilanzüberschuss zielkonform entwickelt. Im Gegensatz 
dazu ist das BIP pro Kopf zwischen 2019 und 2024 stagniert; die Inflation ist zwar wieder deutlich ge-
sunken, war aber besonders 2022 und 2023 weit über dem Ziel von 2 %.  

Im Bereich „Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen“ ist keines der Ziele eingehalten 
worden. Die Defizite und der Schuldenstand in % des BIP sind weiterhin zu hoch und die Nettoinvesti-
tionen zu gering. Die erhöhten Defizite und Schulden sind Folge der Krisen. Beide Größen haben sich 
allerdings wieder deutlich erholt und sind den NMV-Zielen wieder nähergekommen. Die geringen In-
vestitionen gefährden allerdings den ökonomischen Wohlstand und die ökologische Nachhaltigkeit. 
Wichtige Vorleistungen (wie z.B. Infrastruktur) für Wirtschaft und Gesellschaft werden nicht ausrei-
chend bereitgestellt, und der Staat tut nicht genug, um den öffentlichen Kapitalstock klimaneutral zu 
gestalten. Mit der Änderung der im Grundgesetz verankerten Schuldenbremse ist allerdings in Zukunft 
Besserung in Sicht, da sie dem Staat jetzt erlaubt, für öffentliche Investitionen und Klimaschutz mehr 
Schulden aufzunehmen (Deutscher Bundestag, 2025). 
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Im Bereich der „sozialen Nachhaltigkeit“ wurden bei keinem der vier Indikatoren für den zuletzt ver-
fügbaren Zeitpunkt – in der Regel das Jahr 2023 – der angestrebte Zielwert erreicht. Jeder Indikator hat 
sich jedoch seit 2021 anders entwickelt.1 Die Einkommensungleichheit hat zugenommen, ebenso der 
Anteil junger Menschen ohne weiteren Schulabschluss oder abgeschlossene Berufsausbildung– dieser 
deutlich und zuletzt vor allem der Anteil von jungen Männern. Das Armutsrisiko ist zumindest minimal 
gesunken, der Verdienstabstand pro Stunde zwischen Frauen und Männern (GPG) sogar deutlich. 

Bei der „ökologischen Nachhaltigkeit“ ist das zentrale Ziel der Senkung der Treibhausgasemissionen 
zwar 2019 bis 2024 erreicht worden. Allerdings liegen die Reduzierung des Primärenergieverbrauchs 
und der Ausbau der Erneuerbaren trotz der Ausbaurekorde der Jahre 2023 und 2024 unter den Zielen 
der Bundesregierung. Ein großer Teil der Zielerreichung bei den Emissionen dürfte zudem nur temporär 
sein, da diese vor allem wegen der Krisen gesunken sind. Sollte sich die gesamtwirtschaftliche Produk-
tion wieder erholen, werden die Emissionen absehbar wieder zunehmen. Die Ziele zur Biodiversität 
konnten wie in den Vorjahren nicht annähernd erreicht werden. Sie stagnieren seit Jahren auf niedri-
gem Niveau. 

Infobox: Das Neue Magische Viereck der Wirtschaftspolitik 

Das Neue Magische Viereck legt den Fokus insbesondere auf die Nachhaltigkeit der Wirtschaftspolitik. Nach der Definition 
der Brundtland-Kommission (United Nations, 1987) ist eine Entwicklung als nachhaltig zu bezeichnen, die den Bedürfnis-
sen der heutigen Generation dient, ohne dass sie die Möglichkeiten künftiger Generationen gefährdet, ihre eigenen Be-
dürfnisse zu befriedigen.  

Das Neue Magische Viereck besteht aus vier Zielen:  

- Materieller Wohlstand und ökonomische Stabilität 

- Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen 

- Soziale Nachhaltigkeit 

- Ökologische Nachhaltigkeit 

Die Ziele des Magischen Vierecks entsprechen vielfach den Verpflichtungen, die sich die Bundesregierung selbst gegeben 
hat oder die sie in europäischen sowie internationalen Verträgen eingegangen ist. Die Ziele werden im Folgenden genauer 
erläutert. 

Materieller Wohlstand und ökonomische Stabilität 

Das Ziel „Materieller Wohlstand und ökonomische Stabilität“ wird anhand von vier Indikatoren gemessen: 

- Wachstum des BIP pro Einwohner:in (Ziel: 1,25 % p.a.) 

- Wachstum des staatlichen und privaten Konsums pro Einwohner:in (Ziel: 1,25 % p.a.) 

- Inflationsrate, gemessen als die prozentuale Veränderung des Harmonisierten Verbraucherpreisindizes (Ziel: 2 % p.a.) 

- Erwerbstätigenquote der 20- bis 64-Jährigen gemäß der Europa-2020-Strategie und des Aktionsplans zur europäi-
schen Säule sozialer Rechte (77 % bis 2020 und 83 % bis 2030) 

- Leistungsbilanzsaldo gemäß MIP (maximal 6 % des BIP) 

 
1  Aufgrund von methodischen Veränderungen sowie Erhebungsproblemen während der Coronapandemie sind die Daten teilweise nur 

eingeschränkt für die Jahre ab 2019 vergleichbar. Für die sozialen Indikatoren wird deshalb ein zeitlicher Vergleich ab 2021 gezogen. 
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Das Wachstum des BIP pro Einwohner:in misst das Wachstum des durchschnittlichen materiellen Wohlstands der Gesell-
schaft und die Inflation die Entwicklung der Lebenserhaltungskosten. Die privaten und staatlichen Konsumausgaben pro 
Einwohner:in werden als Indikator herangezogen, weil der Konsum die wichtigste Verwendung der Produktion darstellt. 

Das hier verwendete Inflationsziel entspricht dem Ziel der Europäischen Zentralbank einer Inflationsrate von 2 %. Die 
Erwerbstätigenquote misst den Anteil der Erwerbstätigen der 20- bis 64-Jährigen als Anteil aller Personen in dieser Alters-
gruppe. Die Bundesregierung hatte sich im Rahmen der Europa-2020-Strategie auf einen Zielwert der Erwerbstätigen-
quote von 77 % festgelegt. Nach dem Ende der Europa-2020-Strategie hat sich die Bundesregierung im Rahmen des Akti-
onsplans zur europäischen Säule sozialer Rechte das Ziel gesetzt, die Erwerbstätigenquote bis 2030 auf 83 % zu erhöhen. 
Der vierte Indikator betrifft den Leistungsbilanzsaldo. Im Rahmen des europäischen „Verfahrens zur Vermeidung und Kor-
rektur makroökonomischer Ungleichgewichte“ (engl.: Macroconomic Imbalances Procedure, MIP) haben sich die Mitglie-
der des Euroraums auf einen Maximalwert der Leistungsbilanzüberschüsse von 6 % des BIP geeinigt.  

Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen 

Die „Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen“ wird mit drei Indikatoren gemessen: 

- Struktureller Haushaltssaldo von maximal -0,5 % des potenziellen BIP gemäß Europäischem Fiskalpakt 

- Öffentliche Schuldenstandquote von 60 % des BIP gemäß Stabilitäts- und Wachstumspakt (SWP) 

- Nettoinvestitionen des Staates (mindestens 0,6 % des BIP) 

Mit dem Europäischen Fiskalpakt hat sich die Bundesregierung dazu verpflichtet, das gesamtstaatliche strukturelle Haus-
haltsdefizit2 nicht über den Wert von 0,5 % des potenziellen BIP anwachsen zu lassen. Der SWP sieht vor, dass der staat-
liche Schuldenstand nicht mehr als 60 % des BIP betragen darf.  

Die öffentlichen Nettoinvestitionen sind vor allem Investitionen in die öffentliche Infrastruktur wie Straßen oder Gebäude 
für Schulen, Universitäten, die Verwaltung etc. Die öffentlichen Investitionen spielen im Fiskalpakt und in der Schulden-
bremse keine Rolle, sollten aber bei der Bewertung der Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit auf jeden Fall berücksichtigt 
werden (Truger, 2016). So sollten die Nettoinvestitionen jedes Jahr um rund 0,6 % des BIP zunehmen (Dullien, 2015).  

Soziale Nachhaltigkeit 

Insgesamt umfasst das Ziel „Soziale Nachhaltigkeit“ vier Indikatoren: 

- Armutsrisikoquote (maximal 13,5 %) 

- Verhältnis der Einkommen der einkommensstärksten 20 % zu den einkommensschwächsten 20 % der privaten Haus-
halte (maximal 4) 

- Verdienstabstand pro Stunde zwischen Frauen und Männern, unbereinigt (maximal 10 %) 

- Schulabgänger:innen ohne Sekundarstufe-II-Abschluss und ohne weitere Ausbildung (maximal 9 %) 

Die Armutsrisikoquote ist ein Maß der relativen Armut. Demnach gelten diejenigen Haushalte als armutsgefährdet, deren 
bedarfsgewichtetes3 Nettoeinkommen weniger als 60 % des mittleren Nettoeinkommens4 beträgt (Destatis, 2025a). Der 
Zielwert ist hier ab 2020 13,5 %. Dieser leitet sich wie folgt her: Im Rahmen des Aktionsplans zur europäischen Säule 
sozialer Rechte sollen 2030 in der Europäischen Union (EU) 15 Millionen Menschen weniger von Armut bedroht sein als 
2019 (Europäische Kommission, 2021). Dies bedeutet eine Reduktion um 16,5 % (2019 waren in der EU 91 Millionen 
Menschen von Armut bedroht). Deutschland hat dieses Ziel lediglich auf Haushalte mit sehr geringer Arbeitsintensivität 

 
2  Das strukturelle Haushaltsdefizit ist das um Konjunktureinflüsse korrigierte Defizit. Der Wert des tatsächlichen Defizits kann von diesem 

strukturellen Defizit abweichen: Liegt etwa in einem konjunkturellen Abschwung das tatsächliche BIP stark unter seinem Potenzial, sind 
rein konjunkturbedingt die staatlichen Einnahmen geringer und die Ausgaben höher. Bereinigt man hier um den Konjunktureinfluss, sind 
hohe tatsächliche Defizite in einer Rezession im Prinzip erlaubt. 

3  Durch die Bedarfsgewichtung sollen unterschiedlich große Haushalte vergleichbar gemacht werden. Dabei wird zum Beispiel berücksich-
tigt, dass größere Haushalte pro Kopf in der Regel geringere Kosten als kleinere Haushalte und jüngere Kinder einen geringeren Bedarf als 
Erwachsene haben. 

4  Auch Medianeinkommen genannt. Dies ist der Wert des Einkommens, der genau in der Mitte liegt, wenn alle Einkommensbezieher:innen 
aufsteigend nach der Höhe ihres Einkommens geordnet werden. 
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übertragen (Europäische Kommission, 2022). Im Rahmen des Neuen Magischen Vierecks wird jedoch der breitere Ansatz 
der EU als Ziel implementiert. Im Jahr 2019 betrug die Armutsquote in Deutschland ca. 16 % (Grabka, 2024). Eine Reduk-
tion im gleichen Umfang wie auf europäischer Ebene bedeutet eine maximale Armutsrisikoquote im Jahr 2030 von knapp 
13,5 % für Deutschland.5 Noch im Jahr 2000 lag die Armutsgefährdungsquote unter diesem Wert (Grabka, 2024). Für die 
Jahre vor 2020 hat Dullien (2015) basierend auf der Europa-2020-Strategie der EU einen Zielwert von 12 % abgeleitet.  

Als Indikator für Einkommensungleichheit wird das Verhältnis der bedarfsgewichteten Nettoeinkommen der einkom-
mensstärksten 20 % zu den einkommensschwächsten 20 % der privaten Haushalte analysiert. Dullien (2015) hat einen 
Zielwert von 4 vorgeschlagen. Das heißt, dass die reichsten 20 % nicht mehr als das Vierfache der Einkommen der ärmsten 
20 % erhalten sollten.6 Noch Ende der 1990iger Jahre lag das Verhältnis unter diesem Wert (Dullien, 2015). 

Artikel 3 Abs. 2 Grundgesetz sichert Frauen und Männern Gleichberechtigung zu. Ein gängiges Maß, um dies in Bezug auf 
das (Arbeits-)Einkommen zu überprüfen, ist der unbereinigte Verdienstabstand pro Stunde zwischen Frauen und Männern 
(Gender Pay Gap, GPG). Das Ziel ist, den Verdienstabstand pro Stunde auf 10 % zu senken. Dies ist eines der Ziele der 
Nachhaltigkeitsstrategie für Deutschland im Rahmen der Agenda 2030 der Vereinten Nationen (Bundesregierung, 2021) 
und wird für das NMV übernommen. Neben dem unbereinigten wird auch der bereinigte Verdienstabstand pro Stunde 
ausgewiesen. Hierbei werden strukturelle Unterschiede zwischen den Geschlechtern, wie zum Beispiel Unterschiede im 
Hinblick auf Beruf, Branche, Qualifikation oder Karrierelevel herausgerechnet (Destatis, 2025h). Das Statistische Bundes-
amt berechnet den unbereinigten Verdienstabstand pro Stunde jährlich, den unbereinigten den unbereinigten seit 2022 
ebenfalls jährlich, davor ist er alle vier Jahre verfügbar.  

Der vierte Indikator für das Ziel der sozialen Nachhaltigkeit ist der Anteil der frühen Schulabgänger:innen. Das sind die 18- 
bis 24-Jährigen, die höchstens die Haupt- bzw. Realschule (Sekundarstufe I) erfolgreich beendet, anschließend aber keinen 
weiteren Schul- oder Ausbildungsabschluss erlangt haben. Das Ziel ab 2020 ist, die Quote der Jugendlichen ohne einen 
weiteren Abschluss auf 9 % zu senken. Dies ist eines der Ziele im Rahmen des Aktionsplans zur europäischen Säule sozialer 
Rechte bis zum Jahr 2030 (Europäische Kommission, 2021; Europäischer Rat, 2021) und wird für das NMV übernommen. 
Für die Jahre vor 2020 wird basierend auf der Europa-2020-Strategie der EU ein Zielwert von 10 % angewendet (Dullien, 
2015).7  

Ökologische Nachhaltigkeit 

Das Ziel der „Ökologischen Nachhaltigkeit“ wird hier anhand von vier Indikatoren gemessen: 

- Emission von Treibhausgasen (bis 2020 Reduzierung um 40 % relativ zu 1990; bis 2030 Reduzierung um 65 % gegen-
über 1990) 

- Primärenergieverbrauch (bis 2020 Reduzierung um 20 % gegenüber 2008; bis 2030 Reduzierung um knapp 40 % 
gegenüber 2008) 

- Anteil der Erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch (bis 2020 Steigerung auf 18 %; bis 2030 Erhöhung auf 
mindestens 40 %) 

- Index zur Artenvielfalt und Landschaftsqualität („Vogelindex“) (bis 2030 Indexwert von 100) 

Die Reduzierung von Treibhausgasemissionen ist eine zentrale Herausforderung, um die weitere Erderwärmung zu stop-
pen. Die Bundesregierung hatte beschlossen, die deutschen Treibhausgasemissionen im Jahr 2020 gegenüber dem Jahr 
1990 um 40 % zu vermindern. Bis zum Jahr 2030 sollen die deutschen Emissionen laut Klimaschutzgesetz mindestens 65 % 
gegenüber 1990 sinken, bis 2040 um 88 %, um dann 2045 netto auf null zu fallen (Bundesministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz, 2022). 

 
5  Armut wird von der Bundesregierung in der Nachhaltigkeitsstrategie für Deutschland im Rahmen der Agenda 2030 der Vereinten Natio-

nen anhand materieller Deprivation gemessen (Bundesregierung 2021). Hier wird jedoch das bisherige Maß des Neuen Magischen Vier-
ecks (NMV) weiterverwendet.  

6  Ungleichheit wird von der Bundesregierung im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie für Deutschland anhand des Gini-Koeffizienten des 
bedarfsgewichteten Nettoeinkommens gemessen (Bundesregierung 2021). Mit dem hier verwendeten Indikator wird ein stärkeres Ge-
wicht auf die Untersuchung der Ränder der Verteilung gelegt. 

7  Das Ziel der Nachhaltigkeitsstrategie für Deutschland im Rahmen der Agenda 2030 der Vereinten Nationen liegt lediglich bei 9,5% (Bun-
desregierung 2021). 
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Der Primärenergieverbrauch ist der Energiegehalt aller im Inland eingesetzten Energieträger (Arbeitsgemeinschaft Ener-
giebilanzen, 2019). Dazu gehören etwa Braun- und Steinkohle, Mineralöl, Erdgas, Kern-, Wind- oder Sonnenenergie. Bis 
2020 sollte der Primärenergieverbrauch um 20 % gegenüber 2008 sinken. Mit dem Energieeffizienzgesetz von 2023 hat 
sich die Bundesregierung darauf festgelegt, bis 2030 den Primärenergieverbrauch um 39,3 % gegenüber 2008 zu senken 
(Bundesumweltamt, 2024b). 

Der Anteil der Erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch zeigt an, wie viel die Erneuerbaren Energien (Solar-, Wind- 
und Bioenergie, Geothermie und Wasserkraft) zum Verbrauch der Endenergie beitragen. Bis zum Jahr 2020 hatte sich die 
Bundesregierung das Ziel eines Anteils der Erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch von 18 % gesetzt. Die EU hat 
sich bis 2030 ein Ziel von 42,5 bis 45 gegeben. Daraus dürfte sich für Deutschland ein Ziel von voraussichtlich 40 % ergeben 
(Bundesumweltamt, 2024a). 

Die Biodiversität im Land wird durch den Indikator zur Artenvielfalt und Landschaftsqualität gemessen, auch „Vogelin-
dex“ genannt. Da die Anzahl der Vogelarten von den biologischen Räumen abhängt, in denen sie leben, bildet dieser 
Indikator mehr ab als nur das eng von ihm Gemessene (Wahl et al., 2015). Bis 2030 soll ein Wert des Index von 100 erreicht 
werden.  

2 Die Entwicklung der Nachhaltigkeit in Deutschland 

2.1 Materieller Wohlstand und ökonomische Stabilität 

Um den materiellen Wohlstand und die ökonomische Stabilität ist es nach der Corona- und Inflations-
krise insgesamt nicht gut bestellt (Abbildungen 1 a – d): Das BIP pro Kopf sowie der Konsum pro Kopf 
lagen im Jahr 2024 unterhalb des Vorkrisenniveaus von 2019; der neu im letztjährigen Bericht aufge-
nommene Indikator Inflation lag 2024 mit 2,5 % leicht oberhalb des Ziels der EZB von 2 % und der 
Leistungsbilanzüberschuss war weiterhin mit 5,8 % zu hoch. Sehr positiv hat sich allerdings die Beschäf-
tigung entwickelt: Das Beschäftigungsziel der Bundesregierung ist nicht nur übererfüllt worden, son-
dern die hier betrachtete Beschäftigungsquote liegt sogar oberhalb des Niveaus von 2019.  

Das BIP pro Kopf (Abbildung 1 a) ist seit 2019 – dem Jahr vor der Coronapandemie – insgesamt gesun-
ken. 2024 lag es 1,6 % unter seinem Wert von 2019, obwohl das BIP insgesamt mit einem sehr leichten 
Plus von 0,3 % stagniert hat. Dass das BIP pro Kopf gesunken ist, ist rein rechnerisch damit zu erklären, 
dass die Bevölkerung Deutschlands stärker als das BIP insgesamt zugenommen hat: Zwischen 2019 und 
2024 ist Deutschlands Bevölkerung um gut 1,6 Millionen Menschen gestiegen. Das entspricht einem 
Bevölkerungszuwachs von 2 %. Das heißt, die stagnierende Produktion verteilt sich auf mehr Köpfe und 
ist somit pro Kopf deutlich gesunken.  

Das Bevölkerungswachstum lässt sich vor allem auf die Zuwanderung aus der Ukraine nach Ausbruch 
des Ukrainekrieges 2022 zurückführen. In diesem Jahr hat die Bevölkerung in Deutschland um 1,1 Mil-
lionen Personen zugenommen, 2023 noch um 0,3 Millionen Personen (Destatis, 2024a). Da viele der 
Geflüchteten nicht arbeiten, haben sie kaum zur Produktion beigetragen und somit das BIP nicht er-
höht. Das heißt, insgesamt ist das Ziel des NMV eines Wachstums des BIP pro Kopf um jährlich 1,25 % 
deutlich verfehlt worden. 
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Abbildung 1: Indikatoren des materiellen Wohlstands und der ökonomischen Nachhaltigkeit 

 

Quellen: Statistisches Bundesamt, Eurostat, Bundesbank, eigene Berechnungen. 
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Wie kam es zur Stagnation des BIP? 2020 war die Wirtschaft vor allem durch die Coronapandemie 
belastet. In diesem Jahr nahm das BIP um starke 4,1 % ab. 2021 konnte sich die Wirtschaft wieder 
etwas erholen und das BIP stieg um 3,7 %. Die sich anbahnende Erholung wurde aber jäh mit der rus-
sischen Invasion der Ukraine und dem daraus folgenden Energiepreisschock ausgebremst. 2022 stieg 
das BIP nur noch um 1,4 %; pro Kopf stieg es wegen der starken Bevölkerungszunahme infolge der 
Fluchtbewegungen nur um 0,6 %. 2023 und 2024 nahm die gesamtwirtschaftliche Produktion leicht ab, 
2023 um 0,3 und 2024 um 0,2 %.  

In den Jahren 2022 und 2023 haben neben den hohen Energiepreisen die hohe Inflation, die deswegen 
gestiegenen Zentralbankzinsen sowie die insgesamt schwache weltwirtschaftliche Entwicklung auf der 
deutschen Wirtschaft gelastet (Dullien et al., 2025). Die Energiepreise sind zwar mittlerweile gegen-
über ihrem Höhepunkt im Sommer 2022 wieder gefallen, liegen aber weiterhin deutlich über dem Ni-
veau von 2019. So lag der Preis von an der Börse gehandeltem Erdgas im Januar 2024 120 % über dem 
Durchschnitt des Jahres 2019; der Ölpreis (Sorte Brent) lag – in Euro gerechnet – 73 % höher als im 
Durchschnitt des Jahres 2019; und der Preis von an der Strombörse gehandelten Stroms lag noch 105 % 
über dem Durchschnittspreis von 2019.8 Die gestiegenen Preise belasten die Kaufkraft und damit den 
privaten Konsum, der zwischen 2019 und 2024 stagnierte. Sie belasten aber auch die deutsche Indust-
rie und hier vor allem die energieintensive Industrie.  

Darüber hinaus schwenkte die Fiskalpolitik auf einen restriktiven fiskalpolitischen Kurs ein, weil das 
Bundesverfassungsgericht mit seinem Urteil vom Herbst 2023 den Finanzierungsspielraum der Bun-
desregierung stark verengte (Dullien et al., 2025). Zudem belasten die Zinserhöhungen der EZB die 
Investitionen, besonders die Bauinvestitionen. Die realen Anlageinvestitionen insgesamt brachen zwi-
schen 2019 und 2024 um insgesamt 6,1 % ein, die Bauinvestitionen sogar um fast 10 %. 

Normalerweise gewinnt die exportabhängige deutsche Wirtschaft wieder an Fahrt, wenn der Welthan-
del sich erholt und damit die Nachfrage nach deutschen Exporten steigt, was dann wiederum die Aus-
rüstungsinvestitionen in Schwung bringt (Strohsal, 2018). Dieser Motor sprang aber in den letzten Jah-
ren nicht mehr an: Zwischen 2019 und 2024 stieg der Welthandel um 2,3 %, der deutsche Export aber 
nur um 0,4 %. In den 2000er und den 2010er Jahren hatten die deutschen Ausfuhren noch ähnlich 
hohe Wachstumsraten wie der Welthandel insgesamt (Dullien et al., 2025, S. 6).  

Das liegt an verschiedenen konjunkturellen, verstärkt aber auch strukturellen Gründen: Besonders die 
chinesische Nachfrage nach deutschen Produkten ging zurück und konnte nur knapp durch einen Zu-
wachs der Verkäufe an die USA kompensiert werden (Dullien et al., 2025). Beide Länder gehören zu 
den wichtigsten Handelspartnern Deutschlands. Dies liegt zum einen an der Nachfrageschwäche Chi-
nas, die unter anderem auf die Immobilienkrise im Land zurückzuführen ist. Zum anderen liegt es da-
ran, dass die deutschen Exporteure Marktanteile in China verlieren, da China mittlerweile selbst kos-
tengünstige Alternativen zu deutschen Waren herstellt und damit im eigenen Land, zusehends aber 
auch auf den Weltmärkten in direkter Konkurrenz zu deutschen Produkten steht (Stamer, 2023).  

Die Inflation lag 2024 mit 2,5 % wieder nahe dem Inflationsziel von 2 %. In den Jahren 2022 und 2023 
hat sie aber das Wachstum stark belastet. Die Preissteigerungen hat zum einen die Kaufkraft der priva-
ten Haushalte gesenkt, aber auch der gesamten Volkswirtschaft Kaufkraft entzogen, da die Inflation vor 

 
8  Die Daten zu Energiepreisen sind Macrobond entnommen. Spezifisch kommen die Daten zu den Erdgaspreisen vom Internationalen Wäh-

rungsfonds (IWF) (Netherlands TTF Natural Gas forward day ahead); die Daten zu den Ölpreisen sind von S&P GSCI (Brent Crude Index, 
total return); Daten zum Strom kommen vom European Energy Exchange (EEX) und die Daten zu den Nahrungsmittelpreisen von der Uni-
ted Nations Food and Agricultural Organization (FAO). 
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allem durch teurere Importe zustande kam (Abbildung 1 b). So wurde die Kaufkraft vom Inland an das 
Ausland umverteilt und fehlte für Ausgaben im Inland.  

2020 lag die Inflation (angegeben als Veränderungsraten des harmonisierten Verbraucherpreisindizes) 
wegen der schwachen Binnennachfrage in der Coronakrise nur bei 0,4 % und damit deutlich unter dem 
Ziel der EZB von 2 %. 2021 stieg sie aber vor allem wegen Lieferkettenengpässen auf 3,2 % und 2022 
wegen des russischen Angriffskriegs auf die Ukraine und dem damit verbundenen Energiepreisschock 
auf 8,7 % (Tober & Theobald, 2023). Wegen der ab 2023 wieder sinkenden Energie- und Nahrungsmit-
telpreise sank auch die Inflation  (Deutsche Bundesbank, 2024a; Dullien, Tober, et al., 2024): Lag sie 
2023 mit 6,0 % noch hoch, betrug sie im Jahr 2024 nur noch 2,5 % und war damit wieder in Reichweite 
des EZB-Inflationsziels.  

Die Inflation hat die Konsument:innen zwischenzeitlich hart getroffen, da die Entwicklung der Nomi-
nallöhne zumindest bis 2023 nicht mit der Preisentwicklung mithalten konnte. So waren die realen 
Bruttolöhne und -gehälter 2023 2,3 % geringer als noch 2019. Weil die Bruttolöhne aber 2024 deutlich 
stärker stiegen als das Preisniveau, konnte der Reallohnverlust wieder gut gemacht werden, so dass die 
realen Bruttolöhne und -gehälter 2024 um 0,7 % höher lagen als 2019.  

Wesentlich für Arbeitnehmende sind allerdings nicht die Brutto- sondern die Nettolöhne und -gehälter. 
Diese ergeben sich nach Abzug von Steuern und Sozialabgaben. Pro Arbeitnehmenden lagen diese 
2024 real 3,4 % höher als noch 2019. Das lag zum einen an der Inflationsausgleichsprämie, bei der bis 
zu 3000 Euro an Arbeitnehmende gezahlt werden konnten, auf die keine Steuern und Sozialabgaben 
erhoben wurden (Behringer & Dullien, 2024). Zum anderen kam es zu deutlichen Steigerungen von in 
Tarifverträgen vereinbarten Löhnen und Einmalzahlungen (Destatis, 2025g).  

Trotz dieser lohnpolitischen Erfolge hat die starke Teuerung 2022 und 2023 den privaten Konsum be-
lastet. Dieser ist neben dem staatlichen Konsum Teil des Gesamtkonsums wie er als Indikator im NMV 
ausgewiesen wird (Abbildung 1 c). Pro Kopf lag der reale private Konsum 2024 1,3 % unterhalb seines 
Niveaus von 2019. War er 2022 wegen der Erholung nach der Coronakrise noch um kräftige 4,8 % ge-
genüber dem Vorjahr gewachsen, so sackte er wegen der Realeinkommensverluste 2023 um 1,2 % ge-
genüber dem Vorjahr ab und stagnierte 2024 trotz steigender Nettolöhne- und Gehälter.  

Im Gegensatz zum privaten Konsum stieg der ebenfalls im Konsumindikator in Abbildung 1 c enthaltene 
staatliche Konsum pro Kopf zwischen 2019 und 2024 um 13,1 %. Das lag zwischen 2020 und 2022 be-
sonders an der Ausweitung des staatlichen Konsums im Zuge der Coronakrise etwa in Form der Bereit-
stellung von Corona-Tests, Masken und Impfstoffen (BMWK, 2023, S. 149). 2023 nahm der staatliche 
Konsum pro Kopf real wegen der abklingenden Pandemie zwar wieder um 1 % ab, stieg aber 2024 
wieder kräftig, und zwar um 3,2 %. Dieser Anstieg war laut Destatis (2025b) vor allem auf die merklich 
gestiegenen sozialen Sachleistungen des Staates zurückzuführen, unter anderem für Krankenhausbe-
handlungen, Medikamente und Pflege. Bei den Gebietskörperschaften stieg der Konsum vor allem we-
gen Änderungen in der Sozialgesetzgebung in der Jugend- und Eingliederungshilfe. 

Insgesamt nahm der in Abbildung 1 c ausgewiesene private und staatliche Konsum pro Kopf zwischen 
2019 und 2024 um 1,8 % zu. Dass der Konsum insgesamt trotz der starken Ausweitung des staatlichen 
Konsums nur so wenig stieg, liegt daran, dass der private Konsum einen sehr viel höheren Anteil am 
Gesamtkonsum ausmacht, so dass seine Schwankungen die Bewegungen in der Gesamtgröße domi-
nieren. 

Erfreulich ist allerdings, dass die Corona- und die Energiepreisekrisen zumindest bis 2023 – dem letzten 
Jahr, für das Daten vorliegen -- nicht zu gravierenden Folgen für die Erwerbstätigenquote der 20 bis 
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64-Jährigen geführt haben (Abbildung 1 d). Zwar war durch die Coronapandemie die Quote 2020 ge-
genüber 2019 um 1,4 Prozentpunkte von 80,6 auf 79,2 % gefallen, hat sich aber nach der akuten 
Coronakrise wieder stetig erholt. 2023 lag sie mit 81,1 % sogar über dem Niveau von 2019.  

Dies ist ein großer beschäftigungspolitischer Erfolg. Die gute Entwicklung der Beschäftigung ist zum 
einen mit dem großzügigen Einsatz der Kurzarbeit in der Corona- und Energiepreiskrise zu erklären und 
zum anderen mit der Zurückhaltung der Unternehmen, unter den Bedingungen von Fachkräftemangel 
und einer beginnenden, hohen Verrentungswelle, Mitarbeitende zu entlassen (Bauer et al., 2023).  

Deutschlands Leistungsbilanzüberschuss liegt seit 2022 unter dem Höchstwert von 6 % des BIP, aller-
dings nur knapp (Abbildung 1 e). Das starke Sinken des Überschusses auf 4,4 % im Jahr 2022 war nur 
ein temporärer Effekt, der vor allem durch die Preiserhöhungen des Imports infolge des starken An-
stiegs der importierten Energiepreise zu erklären ist (Europäische Kommission, 2024; Lindner & Tie-
fensee, 2023). 2023 und 2024 lag der deutsche Leistungsbilanzüberschuss mit jeweils 5,8 % des BIP 
wieder deutlich höher, wenn auch knapp unter den durch europäische Vereinbarungen vorgegebenem 
Höchstwert.  

Die Dynamik des Leistungsbilanzsaldos wird vor allem durch den Außenhandel bestimmt. Wie bereits 
erläutert, hat sich der deutsche Export nur sehr schwach entwickelt. Dementsprechend lässt sich die 
Entwicklung der Leistungsbilanz nicht auf stark steigende Exporte zurückführen. Die nominalen Exporte 
sind 2023 und 2024 fast stagniert. Dies liegt an dem bereits diskutierten Grund, dass Deutschland nicht 
mehr so stark vom steigenden Welthandel profitiert wie in der Vergangenheit.  

Die Erhöhung des Saldos seit 2022 kommt hauptsächlich dadurch zustande, dass die nominalen Im-
porte abgenommen haben, und zwar um 3,6 % im Jahr 2023 gegenüber dem Vorjahr und 0,1 % im Jahr 
2024. Dies lag weniger an einer Senkung des realen Imports als mehr an gesunkenen Importkosten. 
Der Importdeflator sank um 3,0 % gegenüber dem Vorjahr im Jahr 2023 und noch um 0,3 % 2024. Die 
schwache Importdynamik lässt sich vor allem auf die schwache Binnennachfrage Deutschlands zurück-
führen (Europäische Kommission, 2024).  

Insgesamt ergibt sich für den materiellen Wohlstands und der wirtschaftlichen Nachhaltigkeit, dass von 
fünf Zielen zwischen 2019 und 2024 nur das Beschäftigungsziel und seit 2022 das Leistungsbilanzziel 
eingehalten wurde. Sowohl die Ziele zum BIP pro Kopf, dem Konsum pro Kopf und der Inflation wurden 
verfehlt. Besonders das stagnierende BIP und die Inflation sind auf Faktoren zurückzuführen, die die 
Bundesregierung nur indirekt beeinflusst konnte, und zwar die Coronapandemie sowie den russischen 
Angriffskrieg auf die Ukraine.  

2.2 Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen 

Die Staatsfinanzen haben sich durch die Corona- und Energiepreiskrise insgesamt verschlechtert (Ab-
bildungen 2 a – c). Der strukturelle Haushaltssaldo – also der um Konjunktureinflüsse bereinigte Saldo 
– ist seit 2020 stetig im Defizit, nachdem er zwischen 2013 und 2019 noch im Überschuss war. Die 
Schuldenstandquote liegt seit 2020 über 60 % und die öffentlichen Nettoinvestitionen liegen weiterhin 
deutlich unter dem Ziel von 0,6 % des BIP.  

Die strukturellen Salden des Gesamtstaates lagen zwischen 2020 und 2024 deutlich oberhalb der 
Grenze des europäischen Fiskalpaktes von 0,5 % für den Gesamtstaat. 2020 lag das strukturelle Defizit 
des Staates bei 2,6 %, im Jahr 2021 bei einem Tiefpunkt von 2,9 %, um dann bis 2024 stetig auf 1,4 % 
zu sinken (Abbildung 2 a). Die europäischen Fiskalregeln sowie die deutsche Schuldenbremse wurden 
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wegen der Corona- und Energiepreiskrise zwischenzeitlich ausgesetzt, um die Wirtschaft in der Krise 
zu stabilisieren. Beide Regeln greifen aber seit 2024 wieder, so dass der Staat seinen Haushalt wieder 
konsolidieren musste.  

Abbildung 2: Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit und der Staatsfinanzen 

 

AMECO Datenbank. 

Die Haushaltspolitik der Bundesregierung legte in den Jahren 2020 bis 2022 Priorität auf die Bekämp-
fung der Krisen, was zu einer Verschlechterung der strukturellen Salden und einer Erhöhung der staat-
lichen Schuldenstandquote führte  (Lindner & Tiefensee, 2023). Ab 2023 stellte die Regierung aber die 
Einhaltung der Schuldenbremse in den Vordergrund, obwohl die hohen Zinsen und Energiepreise sowie 
eine schlechte weltwirtschaftliche Entwicklung die Wirtschaft in Deutschland belasteten.  

Dies lag nicht zuletzt am Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom November 2023, das den Finanzie-
rungsspielraum der Bundesregierung stark eingeschränkt hat. Die Regierung hatte eigentlich geplant, 
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ihre Klima- und Transformationsausgaben stark zu erhöhen und dies durch kreditfinanzierte Sonder-
vermögen zu finanzieren. Dabei nahm sie an, dass diese Sondervermögen nicht auf die für die Schul-
denbremse relevante Kreditaufnahme anzurechnen seien. Das Bundesverfassungsgericht lehnte diese 
Sichtweise aber ab, so dass die Bundesregierung ihre Ausgabepläne stark reduzieren musste (Dullien, 
Bauermann, et al., 2024). Damit stand das Jahr 2024 unter starkem Konsolidierungsdruck.  

Durch die Defizite sowie das zeitweise gesunkene BIP ist auch der Schuldenstand in % des BIP gestiegen 
(Abbildung 2 b). 2020 stieg die Schuldenstandquote gegenüber dem Jahr 2019 um 9,5 Prozentpunkte 
auf 68 % des BIP. Dieser Anstieg ist nicht nur von den höheren Defiziten, sondern auch vom Rückgang 
des BIP verursacht. Da das nominale BIP im Nenner der Schuldenstandquote steht, führt dessen Ver-
änderung auch zu einer Änderung der Schuldenstandquote, selbst wenn sich das Defizit nicht ändern 
würde. Das sinkende BIP hat für sich genommen 2020 1,4 Prozentpunkte zur Steigerung der Schulden-
standquote beigetragen. 

Bis 2024 sank die Quote dann aber wieder auf 63 %, fünf Prozentpunkte unterhalb des Wertes von 
2020. Diese Verbesserung liegt trotz fiskalischer Defizite, die für sich genommen die Schuldenstand-
quote erhöhen, am gestiegenen nominalen BIP. Das nominale BIP ist das Produkt aus dem realen BIP 
und dem Preisniveau, hier gemessen durch den BIP-Deflator. Vor allem wegen der Inflation hat das 
nominale BIP zwischen 2020 und 2024 stark zugenommen: Das reale BIP lag gegenüber dem Rezessi-
onsjahr 2020 4,8 % höher; der BIP-Deflator ist wegen der Inflation sogar um 19,4 % gestiegen. Für sich 
genommen hat das gestiegene nominale BIP einen Beitrag von 12,6 Prozentpunkten zur Senkung der 
Schuldenstandquote geleistet – und damit den schuldenstandsteigernden Effekt der Defizite von ku-
muliert 7,9 Prozentpunkten deutlich überkompensiert. 

Insofern war aus der engen Perspektive des Schuldenstandes gesehen die Inflation ein positiver Faktor 
für die Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit. Damit ist die Schuldenstandquote wieder nah am Maximal-
wert, den der Stabilitäts- und Wachstumspakt vorsieht. Deutschland steht damit auch besser da als der 
europäische Mittelwert: Im Durchschnitt hatten die Staaten der Europäischen Union im dritten Quartal 
2024 Schuldenstandquoten von 81,6 %; im Euroraum sogar 88,2 % (Eurostat, 2025b). Insofern ist die 
Krise in Sachen Schuldenstandquote fast spurlos an Deutschland vorüber gegangen. 

Die staatlichen Nettoinvestitionen (Abbildung 2 c) haben sich seit 2019 nicht nachhaltig entwickelt. 
Sie sind zwischen 2019 und 2024 nicht nur unterhalb des Sollwerts von 0,6 % geblieben, sondern nach 
einem starken Start im Jahr 2020, in dem sie bei 0,5 % des BIP lagen, deutlich zurückgegangen. In den 
Jahren 2022 bis 2024 lagen sie jedes Jahr nur bei 0,1 %.  

Allerdings könnte die niedrige Nettoinvestitionsquote durch einen statistischen Effekt überzeichnet 
sein. Die Nettoinvestitionen ergeben sich aus der Differenz zwischen Bruttoinvestitionen und Abschrei-
bungen. Die Abschreibungen werden aber zu laufenden Preisen berechnet. Diese Preise sind aber 
durch die Inflation stark gestiegen und damit auch die wertmäßigen Abschreibungen. Dies beeinträch-
tigt den monetären Wert der Investitionen, ist aber nicht notwendigerweise auf eine Verschlechterung 
des physischen Zustands der Objekte zurückzuführen. 

Hier lohnt es sich, auch die Bruttoinvestitionen in den Blick zu nehmen, die ebenfalls eine gute Über-
sicht über die staatliche Investitionstätigkeit geben (Gühler & Schmalwasser, 2020). Die nominalen 
staatlichen Bruttoinvestitionen in Prozent des BIP lagen wie die Nettoinvestitionen 2020 recht hoch, 
und zwar bei 3 %. Bis 2023 nahmen sie etwas ab, lagen aber noch auf hohem Niveau, um dann 2024 
wieder auf knapp 3 % zu steigen. Aus der Perspektive der Bruttoinvestitionen scheint es also kein Prob-
lem mit den staatlichen Investitionen zu geben. Vielmehr liegen die staatlichen Bruttoinvestitionen in 
Prozent des BIP so hoch wie seit den frühen 1990er Jahren nicht mehr.  
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Allerdings überzeichnet die Quote von Bruttoinvestitionen zu BIP das Bild in Zeiten der Inflation. Zur 
Berechnung der Quote werden die nominalen Investitionen durch das nominale BIP geteilt, das heißt 
beide Größen werden zu laufenden Preisen erfasst. Allerdings sind die Preise bei den Bauinvestitionen 
– gemessen am Deflator der staatlichen Investitionen – stärker gestiegen als der BIP-Deflator insge-
samt. Die Preise für öffentliche Investitionen lagen 2024 um 21 % höher als noch 2020, die des BIPs 
insgesamt aber nur um 16 %. Das heißt, ein Teil der steigenden Investitionsquote ist auch mit den bei 
den Investitionen stärker steigenden Preisen zur erklären. Wesentlich für die Nutzung der öffentlichen 
Infrastruktur, die einen Großteil der staatlichen Investitionen ausmacht, ist aber, wie viel physisch, also 
real, investiert wird.  

Schaut man sich nun die reale, also preisbereinigte, Entwicklung der Bruttoinvestitionen an, ist das Bild 
durchmischter. Real sind die staatlichen Bruttoinvestitionen 2021 und 2022 stark gefallen (-3 % und -
5,2 %) und haben 2023 mit einem Plus von 0,2 % nur sehr wenig zugenommen. 2024 stiegen sie wieder, 
und zwar um 2,7 %, konnten aber den vorläufigen Höhepunkt von 2020 nicht wieder erreichen.  

Darüber hinaus stellt sich die Frage, ob die gestiegenen öffentlichen Investitionen der letzten Jahre 
dazu geführt haben, den massiven Investitionsstau aufzulösen. Das ist nicht der Fall. So stellt etwa die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau in ihrem jährlichen Kommunalpanel fest, dass der Investitionsstau für 
die Gemeinden, die gut ein Drittel der öffentlichen Investitionen stemmen, weiter gestiegen ist, und 
zwar für das Jahr 2023 auf 186,1 Milliarden Euro, 20 Milliarden Euro mehr als noch im Vorjahr (Raffer 
& Scheller, 2024). Das liegt auch an den Preissteigerungen.  

Dullien et al. (2024) haben – auch unter Berücksichtigung der Zahlen des KfW-Kommunalpanels – be-
rechnet, dass für notwendige zusätzliche öffentliche Infrastrukturausgaben konservativ geschätzt 600 
Milliarden Euro in den nächsten zehn Jahren aufgebracht werden müssten. Das entspricht einer Summe 
von 60 Milliarden Euro pro Jahr bzw. 1,4 % des BIP, die der Staat zusätzlich finanzieren müsste.  

Dabei ist der Investitionsbegriff von Dullien, Iglesias et al. (2024) weiter gefasst als in der Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung, in deren Abgrenzung die Kennzahlen zu Investitionen im NMV verwen-
det wurden. So umfassen die Bedarfe von Dullien, Iglesias et al. (2024)auch staatliche Investitionszu-
schüsse an den privaten Sektor, etwa für die Gebäudesanierung und den Netzausbau. Die notwendigen 
Investitionen sind dann: die kommunale Infrastruktur, der Ausbau des ÖPNV, der Ausbau von Ganz-
tagsschulden, der Sanierungsbedarf von Hochschulen, der staatlichen Wohnungsbau, der Ausbau von 
Schienennetzen und Bundesfernstraßen sowie der Anteil, den der Staat an Investitionen zur Dekarbo-
nisierung und zur Klimaanpassung leisten müsste (Dullien, Iglesias, et al., 2024, S. 6).  

Diese Summe lässt sich nicht aus den laufenden Haushalten finanzieren, so dass die Finanzierung über 
höhere Verschuldung gesichert werden müsste. Dies würde durchaus dem Nachhaltigkeitsprinzip ent-
sprechen. Zukünftige Generationen können über Zinszahlungen an der Finanzierung von heutigen In-
vestitionen beteiligt werden, weil auch sie von diesen Investitionen profitieren (Truger, 2016).  

Dem trägt die Reform der im Grundgesetz verankerten Schuldenbremse Rechnung, in der ein Sonder-
vermögen für Infrastruktur von 500 Milliarden Euro festgesetzt wurde (Deutscher Bundestag, 2025). 
Der europäische Stabilitäts- und Wachstumspakt bietet seit der Reform von 2024 auch einen größeren 
Spielraum für Investitionen. Wie weit dieser Spielraum allerdings ist, ist nur schwer abschätzbar, da die 
neuen Regeln sehr kompliziert sind und es weitreichende Entscheidungsspielräume der Europäischen 
Kommission gibt (Deutsche Bundesbank, 2024c).  

Insgesamt ist festzustellen, dass sich in den Krisen der letzten Jahre alle drei Indikatoren des Ziels der 
Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit verschlechtert haben: Defizite und Schuldenstandquote sind 
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gestiegen und die öffentlichen Nettoinvestitionen gefallen. Eine Verschlechterung von Defiziten und 
Schulden war in der Corona- und der Energiepreiskrise notwendig, um Wirtschaft und Gesellschaft zu 
stützen. Eine Verschlechterung der langfristigen Schuldentragfähigkeit ist dadurch aber nicht zu be-
fürchten. Die Schuldenstandquote ist bereits – allerdings auch durch die Inflation – wieder von ihrem 
Höchststand zurückgegangen und liegt wieder nahe an den vorgeschriebenen 60 % des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts und weit unter dem Durchschnittsniveau in der Europäischen Union und dem Euro-
raum. Die Inflation besonders bei den Baupreisen sowie anderen Faktoren haben aber die öffentlichen 
Investitionen belastet.  

In Zukunft muss sichergestellt werden, dass die notwendigen öffentlichen Investitionen finanzierbar 
sind. Da die Bundesregierung und die Landesregierungen aber weiterhin an Schuldenbremsen festhal-
ten und keine Steuererhöhungen in Sicht sind, ist im Moment davon auszugehen, dass die öffentliche 
Investitionsleistung weiterhin zu gering bleibt. 

2.3 Soziale Nachhaltigkeit 

Die soziale Nachhaltigkeit im NMV wird von vier Indikatoren abgebildet: der Armutsrisikoquote, der 
Einkommensungleichheit, dem Gender Pay Gap (GPG) sowie dem Anteil junger Menschen ohne weite-
ren Abschluss (Abbildung 3 a-d). Für den zuletzt verfügbaren Zeitpunkt – in der Regel das Jahr 2023 – 
wurden bei keinem der Indikatoren der definierte Zielwert (Infobox) erreicht. Die Entwicklung im Ver-
gleich zum Jahr 2021 gestaltet sich jedoch für jeden Indikator unterschiedlich.9 Der (unbereinigte) Gen-
der Pay Gap ist deutlich gesunken, die Armutsrisikoquote zumindest minimal. Die Einkommensun-
gleichheit hingegen ist gestiegen und ebenso der Anteil junger Menschen ohne weiteren Abschluss – 
zuletzt vor allem der von jungen Männern.  

Die Armutsrisikoquote (Abbildung 3 a), also der Anteil der Menschen unter der Armutsrisikoschwelle 
(Destatis, 2025a) lag im Jahr 2023 laut Daten des Mikrozensus bei 16,6 % und somit gut drei Prozent-
punkte über dem anvisierten Zielwert von 13,5 %. Der Schwellenwert, ab der eine alleinstehende Per-
son als von Armut bedroht gilt, lag bei 1.247 Euro monatlich (Destatis, 2025f). Im Vergleich zum Vorjahr 
ist die Armutsrisikoquote minimal gesunken und somit das zweite Jahr in Folge – was angesichts der 
multiplen Krisen in den letzten Jahren durchaus überrascht. Mögliche Gründe für diesen leichten Rück-
gang seit 2021 sind staatlichen Unterstützungsmaßnahmen, wie z. B. Einmalzahlungen in Form der 
Energiepreispauschale, des Kinderbonus sowie der Inflationsausgleichsprämie oder auch der im Ver-
gleich zu den Tariflöhnen stärkere Anstieg des Mindestlohns. Von diesen Anpassungen haben insbe-
sondere Haushalte mit niedrigen Einkommen profitiert (Dullien et al., 2023; Dullien, Rietzler, et al., 
2024). 

Ein sehr hohes Armutsrisiko haben nach wie vor Erwerbslose (50,7 %) und Alleinerziehende (41 %). 
Zudem weisen Menschen mit niedrigem Qualifikationsniveau, Haushalte mit zwei Erwachsenen und 
mindestens drei Kindern, Einpersonenhaushalte, Menschen mit Migrationshintergrund sowie Men-
schen unter 25 Jahren eine im Vergleich zur Gesamtbevölkerung überdurchschnittliche Armutsrisiko-
quote auf. Des Weiteren bleibt die Armutsrisikoquote in Ostdeutschland über der im Westen und die 
von Frauen über der von Männern (Niehues & Stockhausen, 2024).  

 
9  Aufgrund von methodischen Veränderungen sowie Erhebungsproblemen während der Coronapandemie sind die Daten teilweise nur 

eingeschränkt für die Jahre ab 2019 vergleichbar. Für die sozialen Indikatoren wird deshalb ein zeitlicher Vergleich ab 2021 gezogen. 
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Abbildung 3: Soziale Nachhaltigkeit (eingeschränkt vergleichbare Daten in hellblau)10 

 

Quellen: Mikrozensus a), d), EU SILC b), Verdienst(struktur)erhebung c). 

Um die entstandenen Kaufkraftverluste aufgrund der hohen Inflation in den Jahren 2022 und 2023 und 
damit veränderte Teilhabemöglichkeiten darzustellen, wird in diesem Bericht, ergänzend zur Armutsri-
sikoquote, die materielle und soziale Entbehrung dargestellt. Dieser Indikator gibt den Anteil der Men-
schen an, die sich mindestens fünf von 13 für die materielle und soziale Teilhabe in einer Gesellschaft 
als üblich geltenden Güter und Dienstleistungen nicht leisten können. Erhebliche materielle und soziale 
Deprivation liegt vor, wenn mindestens sieben der Kriterien finanziell nicht leistbar sind. Kriterien sind 
z. B., ob man seine Unterkunft angemessen warmhalten kann, unerwartete Ausgaben aus eigenen Mit-
teln bestritten werden können oder einmal pro Jahr ein Urlaub an einen anderen Ort möglich ist 

 
10  Mikrozensus / EU SILC: Die Jahre ab 2020 (EU SILC: ab 2019) sind durch methodische Veränderungen nur eingeschränkt mit früheren Jah-

ren vergleichbar (Destatis, 2021, 2025c). Das Jahr 2020 (EU SILC 2019, 2020) ist zudem von Einschränkungen bei der Erhebung betroffen 
und ist deshalb nicht für Zeitvergleiche geeignet. Verdienst(struktur)erhebung: Zwischen den Jahren 2021 und 2022 (bereinigter Ver-
dienstabstand: 2018 und 2022) ist ein Bruch in der Zeitreihe – Vergleiche über die Zeit sind jedoch grundsätzlich möglich (Destatis, 2023; 
Finke et al., 2023). 
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(Destatis, 2025e). Seit 2021 ist ein deutlich größerer Anteil von Menschen von Deprivation betroffen. 
2021 waren 9,0 % (4,3 %) aller Menschen in Deutschland von (erheblicher) materieller und sozialer 
Entbehrung betroffen. 2023 waren es 12,6 % (6,9 %) (Niehues & Stockhausen, 2024). Es zeigt sich somit, 
dass für viele Menschen die Kaufkraft gesunken ist – trotz leicht gesunkener Armutsrisikoquote.11  

Die verfügbaren Einkommen der einkommensstärksten 20 % der Haushalte waren im Jahr 2023 4,57-
mal höher als die der einkommensschwächsten 20 % der Haushalte (Abbildung 3 b) – basierend auf 
Daten von EU SILC. Die Einkommensungleichheit ist daher höher als der angestrebte Zielwert von ma-
ximal dem Vierfachen. Im Vergleich zum Vorjahr ist die Einkommensungleichheit leicht gestiegen und 
somit das zweite Jahr in Folge. Dabei ist der Anstieg der Ungleichheit von 2021 zu 2022 durch eine 
Vergrößerung des Anteils der Einkommen der oberen 20 % der Haushalte und einen gleichbleibenden 
der unteren 20 % zu erklären. Von 2022 zu 2023 haben die oberen 20 % erneut ihren Anteil ausgeweitet 
und die unteren 20 % zusätzlich ihren reduziert (Eurostat, 2025a).  

Gerade in Zeiten von Krisen ist neben den Haushaltseinkommen das Haushaltsvermögen relevant. Das 
Nettovermögen besteht aus den Sach- und Finanzvermögen eines Haushalts abzüglich der Verbindlich-
keiten. Vermögen ermöglicht zum Beispiel reale und nominale Einkommensausfälle auszugleichen und 
kann ein Gefühl von Sicherheit vermitteln. Die Vermögensungleichheit ist in Deutschland jedoch hoch. 
Im Jahr 2021 besaß die untere Hälfte der Haushalte lediglich gut 2,4 % des gesamten Nettovermögens; 
dieser Anteil ist bis 2023 etwas zurückgegangen auf gut 2,3 %. Der Anteil der oberen 10 % der Haushalte 
schwankte im gleichen Zeitraum um die 61 % und ist zuletzt etwas gestiegen. Die Ungleichheit hat 
somit leicht zugenommen. Dies lag zuletzt vor allem an der positiven Wertentwicklung risikobehafteter 
Anlageformen, wie an der Börse gehandelte Aktien und Investmentfondsanteile, die insbesondere vom 
oberen Prozent der vermögenden Haushalte gehalten werden (Deutsche Bundesbank, 2024b). 

Der Gender Pay Gap (GPG), also der Verdienstabstand pro Stunde zwischen Frauen und Männern (Ab-
bildung 3 c) liegt unbereinigt im Jahr 2024 bei 16 % – laut den Daten der Verdiensterhebung des Sta-
tistischen Bundesamtes. Er ist somit sechs Prozentpunkte über dem Zielwert von 10 %. Im Vergleich zu 
den letzten drei Jahren ist der Wert jedoch um zwei Prozentpunkte zurückgegangen – im Osten und 
Westen gleichermaßen. In den östlichen Bundesländern ist der Verdienstabstand somit weiterhin deut-
lich kleiner als in den westlichen: 5 % vs. 17 %. Ursächlich für den Rückgang sind die für Frauen stärker 
gestiegenen durchschnittliche Bruttomonatsverdienste im Vergleich zu denen von Männern. Dies kann 
u.a. daran liegen, dass Frauen inzwischen seltener in schlecht(er) bezahlten Berufen und Branchen tätig 
sind (Destatis, 2025d).  

Schaut man sich den GPG über das Erwerbsleben hinweg an, ist er in jungen Jahren noch vergleichs-
weise gering und steigt mit zunehmendem Alter an – vor allem in Westdeutschland. Bildung schützt 
Frauen zudem nicht vor dem GPG. Eine höhere Bildung führt zwar zu höheren Stundenlöhnen, das gilt 
aber für Frauen und Männer. In Berufen mit höheren Bildungsabschlüssen sind jedoch die Stunden-
löhne in Vollzeit bzw. bei Überstunden oft deutlich höher als in Teilzeit – diese wird insbesondere von 
Frauen geleistet. Dies führt dazu, dass gegen Ende des Erwerbslebens der GPG bei Beschäftigten mit 
Hochschulabschluss bei 28 % liegt (Herrmann & Wrohlich, 2025).  

Den bereinigten Verdienstabstand pro Stunde erhält man, wenn strukturelle Unterschiede zwischen 
den Geschlechtern, wie zum Beispiel Unterschiede im Hinblick auf Beruf, Branche, Qualifikation oder 
Karrierelevel herausgerechnet werden. Der bereinigte Verdienstabstand pro Stunde liegt 2024 nach 

 
11  Der Indikator der materiellen und sozialen Entbehrung beruht auf Daten der Befragung „Leben in Europa“ (EU SILC). Die Armutsrisiko-

quote basierend auf dieser Datengrundlage folgt einem ähnlichen rückläufigen Trend wie der Mikrozensus.  
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wie vor bei 6 %; im Jahr 2022 lag er einen Prozentpunkt höher (ebenfalls Abbildung 3 c). Im Osten liegt 
der bereinigte Verdienstabstand bei 8 %, im Westen sind es 6 % (Destatis, 2025d). Ein großer Teil des 
unbereinigten Verdienstabstands zwischen Frauen und Männern kann somit statistisch durchaus er-
klärt werden – zum Beispiel anhand der Berufswahl durch Frauen in schlecht(er) bezahlte Berufe. Es 
kann jedoch gleichzeitig sein, dass genau diese Entscheidungen selbst auf diskriminierenden Ge-
schlechtervorstellungen basieren oder es werden Frauen bewusst oder unbewusst bestimmte Karrie-
relevel nicht zugetraut und sie sind somit in diesen kaum vertreten. Umgekehrt bedeutet es nicht, dass 
der bereinigte Verdienstabstand mit Diskriminierung aufgrund von Geschlecht gleichzusetzen ist, da 
für einige mögliche Gründe keine Informationen vorliegen. 

Im Jahr 2023 lag der Anteil der 18- bis 24-Jährigen ohne Sekundarstufe-II- oder weiteren Ausbildungs-
abschluss (Abbildung 3 d) basierend auf Daten des Mikrozensus bei 13,1 % und somit mehr als vier 
Prozentpunkte über dem Zielwert von 9 %. Diese Personen verfügen weder über eine Hochschulzu-
gangsberechtigung wie Abitur oder Fachhochschulreife noch über eine abgeschlossene Berufsausbil-
dung und nehmen aktuell nicht an Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen teil. Im Vergleich zum Vorjahr 
ist der Anteil erneut gestiegen und hat somit seit 2021 um 1,5 Prozentpunkte zugelegt. Von 2021 zu 
2022 wurde der Anstieg insbesondere von den jungen Frauen getrieben und von 2022 zu 2023 von den 
jungen Männern – deren Anstieg war insgesamt seit 2021 stärker. Im Jahr 2023 liegt der Anteil der 
jungen Männer bei 15,3 %, der von jungen Frauen bei 10,8 % (Destatis, 2024b).  

Sowohl im OECD- als auch im EU-Durchschnitt hat sich hingegen der Anteil junger Menschen ohne 
weiteren Abschluss in den letzten Jahren verringert (OECD, 2024; Destatis, 2024b). Deutschland unter-
scheidet sich von den meisten Ländern insbesondere durch einen gestiegenen Anteil an Schulabbre-
cher:innen im Sekundarbereich II. Zudem gestaltet sich der Übergang in eine Ausbildung schwierig. So 
überstieg zwar im Jahr 2022 das Angebot an Ausbildungsplätzen zum ersten Mal seit Mitte der 1990iger 
Jahre die Nachfrage, aber es kommt zu einem Mismatch aufgrund von Fähigkeiten und auch Interessen, 
unter anderem durch eine unzureichende Berufsorientierung (OECD, 2024; Autor:innengruppe Bil-
dungsberichterstattung, 2024). 

Der zentrale Grund für formal fehlende Bildungsabschlüsse in Deutschland ist seit Jahren bekannt: Her-
ausfordernde familiäre Ausgangsbedingungen werden nicht ausreichend vom Bildungssystem ausge-
glichen. Insbesondere Kinder in Alleinerziehendenfamilien und in Familien mit Migrationsgeschichte 
sind überdurchschnittlich oft betroffen. Hier liegt im Haushalt besonders häufig mindestens eine von 
drei Risikolagen vor: ein monetäres Armutsrisiko, die Eltern sind nicht erwerbstätig oder haben selbst 
keinen Sekundarstufe II- oder weiteren Ausbildungsabschluss. Im Bildungssystem sind dann Bildungs-
beteiligung und -erfolg von sozialen Ungleichheiten geprägt. Bereits die Zugangschancen in die Kita 
sind ungleich verteilt und dies setzt sich in der (weiterführenden) Schule sowie mit der Aufnahme einer 
Berufsausbildung oder eines Studiums fort. Dabei sind die Wirkungskanäle allerdings komplex. So er-
halten beispielsweise Kinder aus sozioökonomisch benachteiligten Elternhäusern seltener eine Emp-
fehlung für das Gymnasium, auch bei gleichen Noten als Kinder aus akademisch geprägten Elternhäu-
sern. Allerdings nutzen Kinder aus sozioökonomisch benachteiligten Elternhäusern die erhaltene Gym-
nasialempfehlung auch seltener (Boll & Kuger, 2024; Autor:innengruppe Bildungsberichterstattung, 
2024).  

Während der Coronapandemie kam es nun zudem zu erheblichen Einschränkungen im Bildungssystem. 
Von diesen waren insbesondere Kinder und Jugendliche aus sozial benachteiligten Haushalten betrof-
fen. Des Weiteren gab es ein starkes Bevölkerungswachstum insbesondere durch fluchtbedingte Zu-
wanderung, so dass ein zunehmender Anteil der Bevölkerung eine Einwanderungsgeschichte hat. 
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Herausforderungen bringt dies zum Beispiel in Bezug auf Kompetenzentwicklung beim Lesen mit sich: 
Der Anteil leseschwacher Kinder- und Jugendlicher ist gewachsen (OECD, 2024; Autor:innengruppe Bil-
dungsberichterstattung, 2024).  

Menschen mit geringer formaler Bildung haben während des Erwerbslebens und anschließend auch in 
der Rente eine höhere Armutsgefährdung (Spannagel & Brülle, 2024; Geyer et al., 2019). Zudem fehlen 
diese Personen als Fachkräfte auf dem Arbeitsmarkt und zur (finanziellen) Stabilisierung des Sozialstaa-
tes. Durch einen steigenden Anteil junger Menschen ohne weiteren Abschluss gehen somit Teilhabe-
potenziale für Individuen verloren sowie Wertschöpfungspotenziale für die Gesellschaft.  

Insgesamt ist die Bilanz der sozialen Nachhaltigkeit damit erneut wenig zufriedenstellend. Keiner der 
Indikatoren erfüllt die definierten Zielwerte für den zuletzt verfügbaren Zeitpunkt – in der Regel das 
Jahr 2023. Die Entwicklung seit 2021 gestaltet sich für jeden Indikator allerdings unterschiedlich. Die 
Einkommensungleichheit hat zugenommen, ebenso der Anteil junger Menschen ohne weiteren Ab-
schluss – dieser sogar deutlich. Auf der anderen Seite ist das Armutsrisiko gesunken – wenn auch mi-
nimal -- und der Verdienstabstand pro Stunde zwischen Frauen und Männern (GPG) deutlich. 

2.4 Ökologische Nachhaltigkeit  

Wie haben sich die letzten Jahre auf die ökologische Nachhaltigkeit ausgewirkt? Abbildung 4 a – d zeigt 
die vier Indikatoren des NMV zu diesem Ziel: Die Treibhausgasemissionen (THG-Emissionen), den Pri-
märenergieverbrauch, den Anteil der Erneuerbaren Energien am Endenergieverbrauch sowie den Vo-
gelindex, der die Artenvielfalt und die Landschaftsqualität misst. 

Bei den ersten drei Indikatoren der ökologischen Nachhaltigkeit sind die Treibhausgasemissionen ent-
scheidend. Der Primärenergieverbrauch sowie der Anteil der Erneuerbaren Energien sind relevant, weil 
sie die THG-Emissionen beeinflussen. Insofern werden hier beide Größen in Bezug auf die Entwicklung 
der THG-Emissionen diskutiert.  

In Abbildung 4 a, die die Entwicklung der THG-Emissionen zeigt, finden sich zwei Zielpfade. Der erste 
Zielpfad beruht auf der rechtlich unverbindlichen Selbstverpflichtung Deutschlands, die THG-Emissio-
nen bis 2020 um 40 % gegenüber 1990 zu reduzieren. Der zweite Zielpfad ergibt sich aus dem 2019 
verabschiedeten Klimaschutzgesetz (KSG). In diesem wurden rechtlich verbindliche THG-Minderungs-
ziele eingeführt, um die Wirtschaft bis 2045 netto klimaneutral zu gestalten und ab 2050 negative Emis-
sionen zu erzielen (Umweltbundesamt (UBA), 2024). Laut KSG sollen die Emissionen im Jahr 2030 um 
65 % gegenüber 1990 fallen und bis 2040 um mindestens 88 %. Insgesamt wurde das Ziel zu den ge-
samten Treibhausgasemissionen seit 2019 eingehalten. 2024 lagen die Emissionen um 47,6 % unter-
halb des Wertes von 1990 und 3 % unter dem Wert von 2023.12  

 

 
12  Der Wert der THG-Emissionen für 2024 beruht auf Berechnungen der Agora Energiewende (2025).  
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Abbildung 4: Ökologische Nachhaltigkeit 

Quellen: AG Energiebilanzen, BMWK, Bundesumweltamt. 

Wie es zu dieser Entwicklung der THG-Emissionen kam, kann mit der sogenannte „Kaya-Identität“ (Ex-
pertenrat für Klimafragen, 2025; Kaya et al., 1997) beschrieben werden. Nach dieser ergeben sich die 
Emissionen als Produkt aus der Treibhausgasintensität des Energieverbrauchs (Teil 1 der untenstehen-
den Gleichung), der Energieintensität der realen Produktion (Teil 2), den Umwandlungsverlusten von 
der Primärenergieerzeugung zum Endenergieverbrauch13 (Teil 3) und des realen BIP (Teil 4): 

 
13  Der von Unternehmen und Haushalten verbrauchte Strom, Treibstoff oder Heizenergie wird als Endenergieverbrauch bezeichnet. Dieser 

ist in der Regel niedriger als der Primärenergieverbrauch, der die ursprünglich eingesetzte Energieform umfasst – etwa Kohle, Erdgas oder 
Sonnenstrahlung. Der Unterschied entsteht durch Umwandlungsverluste, zum Beispiel bei der Stromerzeugung oder beim Transport. Der 
Wirkungsgrad gibt an, wie viel der eingesetzten Primärenergie letztlich als nutzbare Endenergie zur Verfügung steht. So entsteht bei der 
Stromproduktion aus Kohle viel Abwärme, die nicht genutzt werden kann – der Wirkungsgrad solcher Kraftwerke ist daher relativ niedrig. 
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Die Treibhausgasintensität des Energieverbrauchs zeigt, wie viele Tonnen Treibhausgase pro Joule Pri-
märenergie emittiert werden; die Energieintensität der Produktion zeigt, wie viel Einheiten Energie pro 
Einheit realer Produktion verbraucht werden; und das Verhältnis von Primär- zu Endenergieverbrauch 
zeigt an, wie viele Umwandlungsverluste zwischen eingesetzter Primärenergie und letztlich nutzbarer 
Endenergie entsteht. 

An der Gleichung lässt sich erkennen, dass eine Steigerung des BIP ohne eine Veränderung der drei 
anderen Größen direkt zu einer Steigerung der Emissionen führt. Ebenfalls führt ein Sinken des BIP – 
wie etwa in einer Rezession – zu einer Senkung der Emissionen, wenn die anderen Faktoren unverän-
dert bleiben. Sinken allerdings die Energieintensität, die Treibhausgasintensität der Produktion und / 
oder die Umwandlungsverluste, führt das für sich genommen zu einem Sinken der Emissionen. Bei 
absehbar steigender Wirtschaftsleistung müssen also diese drei Größen stärker sinken, um die THG-
Emissionen weiter zu reduzieren. 

Auf Grundlage der Kaya-Identität lässt sich der Beitrag in Millionen Tonnen CO2-Äquivalenten berech-
nen, den diese drei Faktoren für die Senkung der Treibhausgasemissionen geleistet haben (zur Me-
thode, siehe Expertenrat für Klimafragen (2025, S. 176)). Insgesamt sind die Emissionen zwischen 2019 
und 2024 um kräftige 17,8 % bzw. 142 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente gesunken. Das reale BIP hat 
in diesem Zeitraum so gut wie keine Rolle gespielt, da es – wie bereits beschrieben – 2024 nur um 0,3 % 
über dem Niveau von 2019 lag und damit quasi stagniert ist. Dass die Emissionen insgesamt seit 2019 
gesunken sind, lag vor allem an der Abnahme der Energieintensität der Produktion (Verbrauch von 
Endenergie pro Einheit BIP, Teil 2 der Kaya-Identität) und der Verringerung der Umwandlungsverluste 
(Teil 3 der Kaya-Identität). Erstere führten für sich genommen zu einer Reduzierung der Emissionen um 
83 Millionen Tonnen, letztere zu einer Reduzierung um 63 Millionen Tonnen.  

Dabei ging die Energieintensität vor allen in den Jahren 2021 und 2022 zurück. Dieser Rückgang liegt 
zum größten Teil am Sinken der Produktion in der energieintensiven Industrie, darunter etwa die 
Grundstoffchemie und die Metallerzeugung infolge der hohen Energiekosten und der nachlassenden 
Binnen- und Weltnachfrage (Expertenrat für Klimafragen, 2025). Auch der Rückgang der Umwand-
lungsverluste fand vor allem 2021 und 2022 statt. Er lässt sich laut Expertenrat für Klimafragen (2025) 
erstens durch einen Übergang von Energieträgern mit geringem Wirkungsgrad zu solchen mit höherem 
Wirkungsgrad erklären, etwa von Kohle auf Gas oder auf die Erneuerbaren Energien. Da es nicht im 
gleichen Sinne Energieträger für die erneuerbaren Energien Solar und Wind wie für die fossilen Ener-
gien Kohle und Gas gibt, wird für Solar- und Windenergie ein Wirkungsgrad von 100 % angenommen. 
Damit ist dann der Primär- und Endenergieverbrauch bei der Energiegewinnung aus Solar und Wind 
definitionsgemäß gleich groß (Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen, 2019). Ein Wechsel von fossilen 
Energieträgern hin zu den Erneuerbaren senkt dann die Umwandlungsverluste und damit ceteris pari-
bus auch die THG-Emissionen. 

 

Erneuerbare Energien wie Wind- oder Solarstrom haben im Vergleich einen höheren rechnerischen Wirkungsgrad, weil kein Brennstoff 
verbrannt wird und der erzeugte Strom direkt nutzbar ist. In solchen Fällen sind Primär- und Endenergieverbrauch nahezu gleich. 
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Der zweite Grund für die fallenden Umwandlungsverluste sind die höheren Energieimporte. Bei Letz-
teren fällt die Primärenergieerzeugung und damit auch die Umwandlungsverluste im Ausland an und 
werden damit im Inland nicht gezählt. Damit fallen die Umwandlungsverluste trotz nationalem End-
energieverbrauch der importierten Energie weg. Mit solchen Energieimporten nehmen dann zwar die 
Emissionen in Deutschland ab, sie steigen dann aber – wenn sie mit emissionsreichen Energieträgern 
im Ausland erzeugt wurden – im Ausland. 

Der ebenfalls im NMV enthaltene Primärenergieverbrauch ist zwischen 2019 und 2024 mit der glei-
chen Rate wie die Emissionen gefallen, und zwar ebenfalls um 17,8 % (Abbildung 4 b). Dies liegt wie 
bei den Emissionen an der Stagnation des BIP, der infolge hoher Energiepreise gesunkenen Industrie-
produktion, aber auch am Rückgang der Umwandlungsverluste durch den Einsatz von Energiearten mit 
höherem Wirkungsgrad, so dass insgesamt weniger Primärenergie verbraucht werden musste, um En-
denergie zu erzeugen (Expertenrat für Klimafragen, 2025). Tatsächlich ist der Endenergieverbrauch nur 
um 10,5 % gefallen zwischen 2019 und 2024.  

Der Anteil der Erneuerbaren am Endenergieverbrauch14 stieg zwischen 2019 und 2024 recht kräftig 
von 17,3 auf 22,4 % (Abbildung 4 c), entwickelt sich damit aber trotzdem unterhalb des Zielpfades des 
KSG. 2024 wurden knapp 200 Petajoule mehr Energie aus den Erneuerbaren gewonnen als noch 2019. 
Ihr Anteil am Bruttostromverbrauch stieg im gleichen Zeitraum von 42,2 auf 54,4 %.  

Um die Ziele des KSG zu erreichen, müssen die Erneuerbaren sehr viel stärker ausgebaut werden. Es 
besteht dahingehend Hoffnung als dass 2023 und 2024 Rekordjahre beim Ausbau der Erneuerbaren 
waren. Die installierte Leistung stieg 2023 um 18 Gigawatt und 2024 sogar um 20 Gigawatt gegenüber 
dem Vorjahr. Damit war der Zuwachs zwei Jahre in Folge deutlich stärker als im bisherigen Spitzenjahr 
2011, in dem die installierte Leistung nur um knapp 11 Gigawatt gestiegen war. Der Rekord 2023 ist 
umso erfreulicher als der Ausbau zwischen 2013 und 2021 mit einer zusätzlichen installierten Leistung 
von im Durchschnitt 6,9 Gigawatt sehr viel geringer war.  

Getragen wurde diese Ausbaudynamik in den letzten Jahren vor allem durch die Photovoltaik, die mit 
15,3 Gigawatt im Jahr 2023 und mit 16,7 Gigawatt 2024 das Gros des Zubaus der Erneuerbaren aus-
machte. Die installierte Leistung von Windenergie an Land ist zwar seit 2019 auch jedes Jahr stärker 
gestiegen als im Vorjahr und lag 2024 bei 2,6 Gigawatt. Hier ist der Ausbau aber noch weit entfernt von 
der Ausbauspitze im Jahr 2017 mit damals 4,9 Gigawatt. 

Der Rekordausbau der Erneuerbaren hat stattgefunden in einem eigentlich widrigen wirtschaftlichen 
Umfeld. Die hohen Zinsen belasten für sich genommen die kapitalintensive Photovoltaik und Wind-
energie (IEA, 2024). Bei der Photovoltaik kamen aber 2023 und 2024 einige positive Faktoren zusam-
men, die den bremsenden Effekt hoher Zinsen mehr als ausgleichen konnten. Erstens haben die kriegs-
bedingt hohen Energiepreise für fossile Energien besonders bei privaten Haushalten dazu beigetragen, 
eigene Photovoltaikanlagen zu installieren (Agora Energiewende, 2025). Zweitens nahmen die Preise 
für Photovoltaik-Anlagen ab, sowohl wegen des Überangebots als auch der sinkenden Rohstoffkosten. 
Drittens unterstützte die Politik den Ausbau durch die Ertrags- und Umsatzsteuerbefreiung für den Kauf 
und die Installation von Kleinanlagen mit einer Leistung von weniger als 30 Kilowatt (Agora Energie-
wende, 2025). Viertens wurden auch die Marktprämien bei Ausschreibungen für Solaranlagen deutlich 
erhöht, was man an den gestiegenen zulässigen Höchstwerten für Solarausschreibungen erkennt 
(Bundesnetzagentur, 2025). Marktprämien sind Aufschläge auf die Marktpreise für Strom, die Betreiber 

 
14  Der Endenergieverbrauch ergibt sich, wenn man vom Primärenergieverbrauch die Umwandlungsverluste abzieht, die sich bei der Um-

wandlung von Energiearten ergeben. 
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von Erneuerbaren Energie-Anlagen bekommen, um ihnen stabile Einnahmen zu gewähren. Die (glei-
tenden) Marktprämien soll das Einnahmerisiko für Betreiber senken und damit den weiteren Ausbau 
der Erneuerbaren Energien fördern.  

Die Erneuerbaren spielen bisher vor allem im Energiesektor und bei der Stromerzeugung eine wichtige 
Rolle. Zur vollständigen Dekarbonisierung ist es aber auch nötig, alle anderen Sektoren zu dekarboni-
sieren. Besonders problematisch sind hier regelmäßig die Sektoren Gebäude und Verkehr. In beiden 
wurden die Ziele des KSG in den letzten Jahren verfehlt (siehe zu den Gründen: Lindner und Tiefensee, 
(2023) sowie Agora Energiewende, (2025).  

Trotz der vielen Schwierigkeiten bei der Transformation hin zur Klimaneutralität ist Deutschland dicht 
daran, seine selbst gesteckten Klimaziele bis zum Jahr 2030 zu erreichen. Dies zeigt die aktuelle Treib-
hausgas-Projektion 2025 (Wehnemann et al., 2025). Die Projektionen ergeben, dass das Zwischenziel 
hin zur Klimaneutralität, bis 2030 die Treibhausgasemissionen um 65 % gegenüber 1990 zu reduzieren, 
in „greifbare Nähe“ gerückt ist. So projizieren Wehnemann et al. (2025) eine Reduzierung bis 2030 um 
63 %. Das Ziel einer Reduzierung der Treibhausgase von 88 % gegenüber 1990 bis 2040 droht aber 
verfehlt zu werden. Der Projektions-Bericht sieht nur eine Reduzierung von 80 %. Dies liegt vor allem 
an den Sektoren Gebäude und Verkehr, in denen die Dekarbonisierung auch absehbar nur sehr schwer 
durchzuführen ist.  

Neben dem Klimawandel – und eng verbunden mit ihm – besteht das Problem des weltweiten Rück-
gangs der Artenvielfalt. Das gilt auch für Deutschland. Das Ziel der Artenvielfalt und der Landschafts-
qualität wird mit dem sogenannten „Vogelindex“ gemessen (Abbildung 4 d). Der Vogelindex misst zwar 
nur den Bestand und die Vielfalt von Vögeln. Aber damit wird auch abgebildet, wie die Landschaft nicht 
nur Vögeln, sondern auch anderen Arten einen Lebensraum bietet und wie nachhaltig damit die Land-
nutzung ist (Umweltbundesamt, 2023). Der Vogelindex ist nur bis 2019 verfügbar. In diesem Jahr lag er 
mit einem Indexwert von 75 deutlich unter dem bis 2030 angestrebten Ziel von 100. Auch sieht man 
kaum eine steigende Tendenz. Vielmehr stagniert der Index. Die rekonstruierten Werte für 1970, bei 
denen der Index bei 214 stand, zeigen, wie stark die Artenvielfalt seit diesem Jahr gefallen ist. Da sich 
kein neuen Daten gegenüber dem NMV-Bericht von 2024 ergeben, wird hier für eine weitere Diskus-
sion auf diesen verwiesen (Lindner & Tiefensee, 2024).  

Insgesamt ergibt sich für die ökologische Nachhaltigkeit damit ein gemischtes Bild. Das zentrale Ziel für 
die Treibhausgasemissionen ist übererfüllt worden. Trotz des starken Falls des Primärenergiever-
brauchs lag dieser dennoch oberhalb des Zielpfades der Bundesregierung. Allerdings ist die Zielerfül-
lung für die Emissionen wenig nachhaltig, da sie besonders von der momentanen Energie- und Kon-
junkturkrise verursacht wurde. Emissionen und Energieverbrauch werden absehbar wieder zunehmen, 
wenn sich die Wirtschaft wieder erholt. Deswegen ist es hier besonders wichtig, den Ausbau der Er-
neuerbaren stark voranzutreiben. Das ist umso wichtiger, da das Ausbauziel für Erneuerbare trotz des 
Rekordzubaus bei Photovoltaik 2023 und 2024 nicht erreicht wurde. Gar keine Fortschritte gibt es in 
der Artenvielfalt. Zwar hat sich die Artenvielfalt – gemessen mit dem Vogelindex – in den letzten Jahren 
nicht stark verschlechtert. Sie ist aber noch weit vom Ziel der Bundesregierung und erst recht von Wer-
ten der Vergangenheit entfernt.  
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FAZIT 
Insgesamt konnten in den Krisen der Jahre 2020 bis 2024 nur die wenigsten Nachhaltigkeitsziele des 
NMV in Wirtschaft, Staat, Sozialem und Ökologie erreicht werden.  

Beim Ziel des materiellen Wohlstands und der wirtschaftlichen Stabilität sind drei von fünf Zielen ver-
fehlt worden: Das BIP pro Kopf und der Konsum pro Kopf sind über die fünf hier betrachteten Jahre 
leicht gesunken; die Inflation ist besonders 2022 und 2023 deutlich höher als 2 % gewesen, geht aller-
dings wieder zurück. Der Leistungsbilanzüberschuss liegt allerdings seit 2022 unter der Marke von 6 %. 
Besonders erfreulich ist, dass die Beschäftigungsziele trotz der Krisen übererfüllt wurden und die Quote 
2024 sogar höher lag als noch im Vorkrisenjahr 2019. Das lag nicht zuletzt am großzügigen Einsatz von 
Kurzarbeit.  

Bei der Nachhaltigkeit der Staatstätigkeit ist in den vier Krisenjahren allerdings keines der Ziele erreicht 
worden. Die Stützungsmaßnahmen des Staates gegen die Folgen der Corona- und der Energiepreiskrise 
haben die strukturellen Defizite und die Schuldenstandquote erhöht. Die Inflation und die hohen Zin-
sen haben wiederum die öffentlichen Investitionen belastet. Während die Verschlechterung der Defi-
zite und der Schuldenstandquote angesichts der großen Krisen notwendig waren, um Wirtschaft und 
Gesellschaft zu stützen, haben die zu niedrigen Investitionen zu einem Verfall der öffentlichen Infra-
struktur geführt. Die Reform der Schuldenbremse vom März 2025 könnte aber dazu führen, dass die 
Investitionen in den nächsten Jahren deutlich steigen werden. 

Bei der sozialen Nachhaltigkeit ist keines der angestrebten Ziele für den zuletzt verfügbaren Zeitpunkt 
– in der Regel das Jahr 2023 – erreicht worden. Seit 2021 ist der (unbereinigte) Gender Pay Gap deutlich 
gesunken, die Armutsrisikoquote zumindest minimal. Die Einkommensungleichheit hingegen ist gestie-
gen und ebenso der Anteil junger Menschen ohne weiteren Abschluss – zuletzt vor allem der von jun-
gen Männern. Für die Zukunft sind deshalb gerade gezielte Investitionen im Bildungsbereich nötig.  

Bei der ökologischen Nachhaltigkeit ist in den Krisenjahren das zentrale Ziel der Reduktion der Treib-
hausgase erreicht worden. Allerdings sind die Emissionen zu großen Teilen durch temporäre Sonder-
faktoren gesunken. Die Stagnation des BIP in den letzten Jahren und die enorm gestiegenen Energie-
preise haben zu einem Rückgang der Energienachfrage und damit auch der Treibhausgasemissionen 
geführt. Wenn das BIP wieder steigt und die Preise wieder zurückgehen sollten, könnte das auch zu 
einem Wiederanstieg der Emissionen führen. 

Alle anderen Ziele der ökologischen Nachhaltigkeit sind verfehlt worden. Die Erneuerbaren Energien 
liefern zwar stetig mehr Energie. Der Zielpfad, der sich aus den neuen europäischen Zielen zum Ausbau 
der Erneuerbaren Energien ergibt, ist allerdings verfehlt worden. Damit ergibt sich trotz der zielkonfor-
men Emissionsreduzierung weiterhin Handlungsbedarf, um nicht nur die Erneuerbaren stark auszu-
bauen, sondern auch andere Wirtschaftsbereiche zu dekarbonisieren – hier vor allem in die Sektoren 
Gebäude und Verkehr. Positiv ist, dass der jüngste Projektionsbericht zu den THG-Emissionen festge-
stellt hat, dass – bei konsequenter Fortsetzung der momentanen Klimapolitiken – die Emissionen ziel-
gerecht bis 2030 um 65 % gegenüber 1990 fallen könnten.  

Die Ziele zur Artenvielfalt, wie sie mit dem Vogelindex gemessen wurden, sind nicht erreicht worden. 
Die letzten Daten liegen bis 2019 vor. Der Wert stagniert bereits seit Jahren und liegt weit unter dem 
Ziel, das bis 2030 vorgegeben ist.  

Alles in allem ergibt sich somit wie in den Vorjahren ein durchwachsenes Bild zur Entwicklung der Nach-
haltigkeit in Deutschland. Das liegt vor allem an den historisch einmaligen Herausforderungen, die die 
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Corona- und die Energiepreiskrise mit sich gebracht haben. Die Politik hat bis 2023 insgesamt gut auf 
die Krisen reagiert. Sie hat Einkommen gestützt, was dazu geführt hat, dass sowohl der wirtschaftliche 
Wohlstand als auch die soziale Nachhaltigkeit nicht noch stärker gesunken sind als es in der Krise oh-
nehin der Fall war. Die Vernachlässigung einer strengen Einhaltung der Regeln zu staatlichen Defiziten 
und Schulden war dafür der Preis. Besonders die Schuldenstandquote hat sich allerdings – freilich be-
sonders durch die Inflation – wieder stark verbessert. Die Nachhaltigkeit der Schulden ist damit nicht 
gefährdet. Dennoch stand ab Ende 2023 nicht zuletzt wegen des Urteils des Bundesverfassungsge-
richts, das den finanzpolitischen Spielraum der Regierung deutlich eingeschränkt hat, die Haushalts-
konsolidierung wieder im Vordergrund, was das Wachstum belastet hat.  

Dem trägt die Änderung des Grundgesetztes zur Reform der Schuldenbremse vom Frühjahr 2025 Rech-
nung. Diese hat den Verschuldungsspielraum der Regierung für Investitionen deutlich erhöht. Das 
nährt die Hoffnung, dass die Regierung endlich mehr Mittel für öffentliche Investitionen und den Kli-
maschutz aufwendet. Das wird zwar die Schuldenstandquote erhöhen. Es wird aber dabei helfen, viele 
Bereiche des NMV zu stützen, vor allem die öffentliche Infrastruktur, die ökologischen Ziele als auch 
der materielle Wohlstand und die ökonomische Stabilität, da die höheren staatlichen Ausgaben das BIP, 
den Konsum und die Beschäftigung erhöhen werden.  
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